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1. Satzung zur Änderung der Satzung der Hansestadt Lübeck über die Abfallwirtschaft (Ab-
fallwirtschaftssatzung - AbfWS) in der Hansestadt Lübeck vom 02.12.2020 
 
 
Aufgrund der §§ 4, 17, 18 und 134 Abs. 5 u. 6 der Gemeindeordnung für Schleswig‐Holstein 
in Verbindung mit den §§ 5 und 22 des Abfallwirtschaftsgesetzes für das Land Schleswig‐
Holstein (Landesabfallwirtschaftsgesetz ‐ LAbfWG) in der Fassung vom 18.01.1999 (GVOBl. 
Schl.‐H., S. 26), zuletzt geändert durch Gesetzes vom 08.01.2019 (GVOBl. Schl.‐H., S. 16) so‐
wie der §§ 17, 19 und 20 des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung 
der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz ‐ KrWG) 
in der Fassung vom 24.02.2012 (BGBl. I, S. 212) zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes 
vom 20.07.2017 (BGBl. I, S.2808) wird die Satzung der Hansestadt Lübeck über die Abfall‐
wirtschaft in der Hansestadt Lübeck vom 30.11.2016 (Lübecker Stadtzeitung vom 13. Dezem‐
ber 2016) nach Beschlussfassung der Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck vom 26.11.2020 
wie folgt geändert: 
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Erster Abschnitt – 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1  
Grundsätze und Ziele der öffentlichen Abfallwirtschaft 

(1) Diese Abfallwirtschaftssatzung gilt für das Gebiet der Hansestadt Lübeck. Die Hansestadt 
Lübeck ist öffentlich‐rechtlicher Entsorgungsträger nach § 17 KrWG i.V.m. § 3 Abs. 1 LAb‐
fWG und betreibt die Abfallwirtschaft als öffentliche Einrichtung. Die Hansestadt Lübeck 
wird bei den ihr nach dieser Satzung obliegenden Aufgaben öffentlich‐rechtlich tätig, so‐
fern sie nicht nach den Bestimmungen dieser Satzung privatrechtlich tätig wird. 

(2) Ziele der Abfallwirtschaft der Hansestadt Lübeck sind die Förderung der Kreislaufwirt‐
schaft zur Schonung der natürlichen Ressourcen und die Gewährleistung der umweltver‐
träglichen Beseitigung von Abfällen. Zur Erreichung dieser Ziele werden insbesondere 
Maßnahmen 

I. zur Abfallvermeidung 
II. zur Vorbereitung zur Wiederverwendung 

III. zum Recycling 
IV. zur sonstigen Verwertung  
V. sowie zur Abfallbehandlung und ‐beseitigung in dafür zugelassenen An‐

lagen 
durchgeführt. 

(3) Die Aufgaben der Abfallwirtschaft nach Abs. 1 umfassen insbesondere auch die hierfür 
erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung, des Bereitstellens, Überlassens, Sammelns, 
Einsammelns durch Bring‐ und Holsysteme, Beförderns, Behandelns, Lagerns und Abla‐
gerns. Zu den Aufgaben gehört die Information und Beratung über Möglichkeiten der Ver‐
meidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen (Abfallberatung). 

(4) Die Hansestadt Lübeck betreibt als Abfallentsorgungseinrichtungen die Mechanisch‐Bio‐
logische Abfallbehandlungsanlage (MBA), ein Zwischenlager, die Deponie und das Bio‐
massewerk Niemark, ein Entsorgungszentrum zur Behandlung von Sperrgut, Bauschutt 
und Baumischabfällen sowie Wertstoffhöfe für die Annahme von Kleinmengen. 

(5) Die Hansestadt Lübeck nimmt die Aufgaben der Abfallwirtschaft mittels ihrer eigenbe‐
triebsähnlichen Einrichtung "Entsorgungsbetriebe Lübeck" wahr. Hiervon unberührt 
bleibt das Recht der Hansestadt Lübeck, sich zur Erfüllung der ihr gemäß dieser Satzung 
obliegenden Aufgaben ganz oder teilweise Dritter zu bedienen (§ 22 KrWG). 

(6) Die Abfallwirtschaft der Hansestadt Lübeck umfasst nicht das Einsammeln und Befördern 
von Abfällen zur Verwertung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushalten, es 
sei denn diese werden in haushaltsüblichen Mengen überlassen oder die Verwertung ist 
dem Abfallerzeuger oder ‐besitzer nach Maßgabe des § 7 Abs. 4 KrWG technisch nicht 
möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar.  
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§ 2  
Bestimmung des Abfallbegriffs 

(1) Abfälle sind alle Stoffe oder Gegenstände, derer sich ihre Besitzerinnen/ihr Besitzer ent‐
ledigt, entledigen will oder entledigen muss. Abfälle zur Verwertung sind Abfälle, die ver‐
wertet werden; Abfälle die nicht verwertet werden, sind Abfälle zur Beseitigung. 

(2) Im Einzelnen werden unterschieden: 
 

1. Abfälle zur Verwertung sind Abfälle, die stofflich oder energetisch verwertet werden 
wie z.B.: 

− Gegenstände aus Kunststoff, Hohlglas, Verbundstoffen sowie Metall  
− Zeitungen, Zeitschriften, Pappe, Kartonagen und andere nicht verschmutzte, 

ausschließlich aus Papier bestehende Abfälle (PPK) 
− Textilien 
− bewegliche Sachen organischen Ursprungs (Bioabfälle) 
− Baum‐, Strauch‐ und Grünschnitt (Grünabfälle)   
− Elektro‐ und Elektronikgeräte gem. Elektro‐ und Elektronikgerätegesetz  

(ElektroG), wie z. B. Haushaltsgroßgeräte, automatische Ausgabegeräte, Kühl‐ 
und Gefriergeräte, Informations‐ und Telekommunikationsgeräte, Geräte der 
Unterhaltungselektronik und Haushaltskleingeräte 

2. Schadstoffhaltige Abfälle: 

− bewegliche, schadstoffhaltige Sachen, die ihrer Zweckbestimmung nicht mehr 
dienen sollen oder können und die zur Wahrung des Wohles der Allgemeinheit 
gesondert entsorgt werden müssen, wie z. B. Gifte, Laugen, Säuren, Farben und 
Lacke, Reiniger, Polituren, teer‐ und ölhaltige Rückstände, Holz‐ und Pflanzen‐
schutzmittel und sonstige Chemikalien, Thermometer, Desinfektionsmittel, 
Batterien sowie Medikamente u.a.m. 

3. Sperrgut: 

− Hausratsgegenstände und Möbel, die wegen ihrer Größe nicht zur Unterbrin‐
gung in den bereitgestellten Abfallbehältern geeignet sind. Nicht zum Sperrgut 
gehören Gegenstände, die von Bau‐, Umbau‐, Abriss‐ und Instandhaltungsar‐
beiten resultieren, wie u.a. Bauschutt, ausgebaute Fenster und Türen, Balken, 
Heizkörper, Sanitärgegenstände und andere Bauabfälle, Zäune aller Art, Gar‐
tenabfälle, Autoteile (auch Reifen), schadstoffhaltige Abfälle sowie mit Haus‐
müll befüllte Säcke und Kartons. Ebenfalls nicht zum Sperrgut gehören Elektro‐ 
und Elektronikgeräte gem. ElektroG. 

4. Hausmüllähnliche Gewerbeabfälle: 

− Abfälle aus Industrie‐ und Gewerbebetrieben, die nach Art und Zusammenset‐
zung den in Nr. 1 und 3 definierten Abfällen aus privaten Haushaltungen ent‐
sprechen. 

5. Abfälle zur Beseitigung (Restabfälle): 

− Alle beweglichen Sachen aus privaten Haushaltungen und Gewerbebetrieben, 
die nicht in Nr. 1 bis 4 aufgeführt sind. 
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§ 3  
Ausschluss von der Entsorgung 

(1) Von der Abfallentsorgung sind die in § 2 Abs. 2 KrWG aufgeführten Stoffe, Produkte und 
Abfälle sowie Abfälle zur Verwertung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haus‐
haltungen ausgeschlossen. Dies gilt nicht für Abfälle zur Verwertung aus anderen Her‐
kunftsbereichen als privaten Haushalten in haushaltsüblichen Mengen, für die Entsorgung 
von schadstoffhaltigen Abfällen in haushaltsüblichen Mengen und für die Annahme von 
Elektro‐/Elektronikgeräten. 

(2) Die zur Ablagerung auf der Deponie Niemark sowie zur Annahme und Behandlung in der 
MBA zugelassenen Abfälle richten sich nach deren Annahme‐ und Lieferbedingungen. 
Diese werden durch die Entsorgungsbetriebe Lübeck im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit 
auf der Homepage der Entsorgungsbetriebe Lübeck veröffentlicht. Die zugelassenen Ab‐
fälle zur Ablagerung auf der Deponie Niemark müssen die jeweiligen Annahmekriterien 
der Verordnung über Deponien und Langzeitlager (Deponieverordnung ‐ DepV) und die 
Vorgaben zur Deponierung der oberen Abfallbehörde erfüllen. 

(3) Die Entsorgungsbetriebe Lübeck können mit Zustimmung der oberen Abfallbehörde des 
Landes Schleswig‐Holstein durch Regelung in dieser Satzung oder durch Anordnung für 
den Einzelfall Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haus‐
haltungen ganz oder teilweise von der Entsorgung ausschließen, soweit diese nach ihrer 
Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen ent‐
sorgt werden können. Die Entsorgungsbetriebe Lübeck haben in diesem Fall ein vorläufi‐
ges Zurückweisungsrecht und können von der Abfallbesitzerin oder dem Abfallbesitzer 
verlangen, den Abfall bis zu einer endgültigen Entscheidung über die Entsorgung, insbe‐
sondere die Art der Behandlung oder Ablagerung, so zu lagern, dass das Wohl der Allge‐
meinheit nicht beeinträchtigt wird. 

Die von der Abfallentsorgung mit Zustimmung der oberen Abfallbehörde ausgeschlosse‐
nen Abfälle sind in der zu dieser Satzung beigefügten Liste aufgeführt (Anlage 1). 

(4) Abfälle, die von der Entsorgung ausgeschlossen sind, dürfen weder in die für die Abfallent‐
sorgung bereitgestellten Behälter gegeben noch neben den bereitgestellten Behälter ab‐
gestellt werden. Von der Entsorgung ausgeschlossene Abfälle dürfen weiterhin nicht zu 
den Entsorgungseinrichtungen der Entsorgungsbetriebe Lübeck sowie auf Plätze und 
sonstige Flächen verbracht werden. Im Falle der Zuwiderhandlung können die Entsor‐
gungsbetriebe Lübeck den Ersatz des entstandenen Schadens, die Rücknahme der Abfälle 
oder die Erstattung der Aufwendungen verlangen, die für eine ordnungsgemäße Entsor‐
gung dieser Abfälle entstanden sind. 

(5) Abfälle, die aufgrund einer nach § 25 KrWG erlassenen Rechtsverordnung einer Rück‐
nahme‐ und Rückgabepflicht unterliegen, sind, soweit Rücknahmeeinrichtungen tatsäch‐
lich zur Verfügung stehen, von der Entsorgung ausgeschlossen. Für Verpackungen im 
Sinne der Verpackungsverordnung gilt dies nur, wenn diese den Rücknahmeeinrichtun‐
gen auch tatsächlich überlassen werden. 

(6) Von der Entsorgung ausgeschlossene Abfälle dürfen nicht mit anderen Abfällen vermischt 
werden. Solche Abfälle bzw. Abfallgemische dürfen der Einrichtung der öffentlichen Ab‐
fallentsorgung nicht überlassen werden. 
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(7) Soweit Abfälle von der öffentlichen Entsorgung ganz oder teilweise ausgeschlossen sind, 
haben die Besitzerinnen oder Besitzer diese nach den gesetzlichen Vorschriften ordnungs‐
gemäß zu entsorgen. 

§ 4  
Anschluss- und Benutzungszwang 

(1) Eigentümerinnen und Eigentümer von Grundstücken, auf denen nach Maßgabe dieser 
Satzung Abfälle aus privaten Haushaltungen oder Abfälle zur Beseitigung aus anderen 
Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen anfallen, sind verpflichtet, ihre Grundstü‐
cke im Rahmen dieser Satzung an die öffentliche Abfallentsorgung anzuschließen (An‐
schlusszwang), insbesondere die notwendigen Voraussetzungen für die satzungsgemäße 
Gestellung und Vorhaltung von Abfallbehältern auf dem Grundstück zu schaffen. 

(2) Abs. 1 gilt entsprechend für die Inhaberinnen und Inhaber folgender Rechte: 
Erbbaurecht, Wohnungseigentum, Wohnungserbbaurecht, Nießbrauch und sonstige 
dingliche Grundstücksnutzungsrechte. Dem Anschlusszwang unterliegen ebenfalls Inha‐
berinnen und Inhaber von Gewerbebetrieben hinsichtlich der in ihrem Gewerbebetrieb 
anfallenden überlassungspflichtigen Abfälle. 

(3) Grundstück i.S. dieser Satzung ist – unabhängig von der Grundbuch‐ oder Katasterbe‐
zeichnung ‐ jeder zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche 
Einheit bildet. 

(4) Die Anschlusspflichtigen nach Abs. 1 und Abs. 2 sowie sonstige Erzeugerinnen/Erzeuger 
und Besitzerinnen/Besitzer von Abfällen aus privaten Haushaltungen und von Abfällen zur 
Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen für die eine 
Überlassungspflicht nach § 17 KrWG besteht, sind verpflichtet, die öffentliche Abfallent‐
sorgung zu benutzen (Benutzungszwang) und die Abfälle den Entsorgungsbetrieben 
Lübeck zu überlassen (Überlassungspflicht). 

(5) Die auf Schiffen anfallenden Abfälle gelten mit dem Überlassen an die Hafenbetreiberin 
oder den Hafenbetreiber als Abfälle der Hafengrundstücke und sind von der Hafenbetrei‐
berin oder dem Hafenbetreiber nach den Bestimmungen dieser Satzung den Entsorgungs‐
betrieben Lübeck zu überlassen. 

(6) Für einzelne Abfälle kann die Abfallbesitzerin oder der Abfallbesitzer zu einer Vorbehand‐
lung oder besonderen Art der Übergabe verpflichtet werden, wenn dies lt. gesetzlichen 
Regelungen für einen sicheren Transport und/oder für eine entsprechende Entsorgung 
oder Deponierung erforderlich ist. 

§ 5  
Anschluss- und Benutzungszwang an die Entsorgung kompostierbarer Abfälle 

(1) Die Entsorgungsbetriebe Lübeck sammeln, transportieren und verwerten die anfallenden 
kompostierbaren Abfälle (Bio‐ und Grünabfälle inkl. Küchen‐ und Speiseabfälle) im Rah‐
men einer gesonderten Abfallsammlung. Die Eigentümerinnen und Eigentümer von 
Grundstücken, auf denen nach Maßgabe dieser Satzung kompostierbare Abfälle aus pri‐
vaten Haushalten anfallen, sind verpflichtet, ihre Grundstücke an die Entsorgung kompos‐
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tierbarer Abfälle anzuschließen (Anschlusszwang), insbesondere die notwendigen Vo‐
raussetzungen für die satzungsmäßige Gestellung und Vorhaltung von Bioabfallbehältern 
auf dem Grundstück nach den Bestimmungen dieser Satzung zu schaffen.  

(2) Im Übrigen gilt für die Entsorgung kompostierbarer Abfälle § 4 Abs. 2 bis Abs. 6 dieser 
Satzung entsprechend. 

(3) Der Anschluss‐ und Benutzungszwang an die Entsorgung kompostierbarer Abfälle entfällt, 
wenn und soweit die Erzeugerinnen/Erzeuger und Besitzerinnen/Besitzer kompostierba‐
rer Abfälle diese auf den von ihnen im Rahmen ihrer privaten Lebensführung genutzten 
Grundstücken selbst fachgerecht, schadlos und ordnungsgemäß nach Abs. 4 kompostie‐
ren und verwerten. Die Hansestadt Lübeck ist berechtigt, das Vorliegen der Vorausset‐
zung nach Satz 1 zu überprüfen und zu kontrollieren. Im Übrigen gilt § 8 dieser Satzung. 

(4) Als Eigenkompostierung gilt die vollständige Verwertung aller auf dem Grundstück anfal‐
lenden Bio‐ und Grünabfälle (inkl. Küchen‐ und Speiseabfälle), die ganzjährige Bewirt‐
schaftung der Rotte und des Rottematerials, sowie die vollständige Verwendung des Kom‐
postes auf dem eigenen Grundstück, wenn zur Vermeidung von Belästigungen und zum 
Schutz der Gesundheit  

a) die Anlage zur Kompostierung in alle Richtungen gegen das Eindringen von 
Schädlingen und Wildtieren (Nagetiere etc.) abgesichert ist und  

b) eine gesamte Gartenfläche (Nutzfläche inkl. mit Rasen angelegter Fläche bzw. 
nicht bebaute Grundstücksfläche) von mindestens 50 m² pro Bewohner vor‐
handen ist. 

§ 6  
Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Eigentümerinnen und Eigentümer von Grundstücken, auf denen nach Maßgabe dieser 
Satzung Abfälle aus privaten Haushaltungen oder Abfälle zur Beseitigung aus anderen 
Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen anfallen können, sind berechtigt, ihre 
Grundstücke im Rahmen dieser Satzung an die öffentliche Abfallentsorgung anzuschlie‐
ßen (Anschlussrecht), sofern sie die notwendigen Voraussetzungen für die satzungsge‐
mäße Gestellung und Vorhaltung von Abfallbehältern auf den Grundstücken schaffen. 

(2) Die Anschlussberechtigten nach Abs. 1 sowie sonstige Erzeugerinnen/Erzeuger und Besit‐
zerinnen/Besitzer von Abfällen aus privaten Haushaltungen und von Abfällen zur Beseiti‐
gung und Verwertung in haushaltsüblichen Mengen aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen sind berechtigt, die öffentliche Abfallentsorgung zu benutzen 
(Benutzungsrecht) und die Abfälle den Entsorgungsbetrieben Lübeck zu überlassen (Über‐
lassungsrecht), sofern sie nach Maßgabe dieser Satzung Abfallbehälter anfordern und 
vorhalten. 

(3) Das Recht, Abfälle zur Verwertung im Rahmen gesetzlich oder per Rechtsverordnung fest‐
gelegter oder freiwillig übernommener Rücknahmepflichten des Handels an diesen zu‐
rückzugeben, bleibt unberührt.  

(4) Die Eigentümerinnen und Eigentümer von Grundstücken, auf denen nach Maßgabe dieser 
Satzung kompostierbare Abfälle aus privaten Haushaltungen oder kompostierbare Ab‐
fälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen anfallen, sind berech‐
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tigt, ihre Grundstücke an die Entsorgung kompostierbarer Abfälle anzuschließen (An‐
schlussrecht), sofern sie die notwendigen Voraussetzungen für die satzungsmäßige Ge‐
stellung und Vorhaltung von Bioabfallbehältern auf dem Grundstück nach den Bestim‐
mungen dieser Satzung schaffen. 

(5) Im Übrigen gelten § 4 Abs. 2, 3 und 5, 6 sowie für die Entsorgung kompostierbarer Abfälle 
§ 5 Abs. 2 bis Abs. 4 dieser Satzung entsprechend. 

§ 7  
Mitteilungs- und Anzeigepflicht 

(1) Fallen auf einem Grundstück oder in einem Gewerbebetrieb erstmalig Abfälle an, so hat 
die/der nach §§ 4, 5 dieser Satzung Verpflichtete dies schriftlich den Entsorgungsbetrie‐
ben Lübeck mindestens einen Monat vorher anzuzeigen und die für die Sicherstellung ei‐
ner ordnungsgemäßen Abfallentsorgung und Gebührenerhebung erforderlichen Angaben 
zu machen. Dies umfasst insbesondere, den Namen und die Anschrift des Anschlusspflich‐
tigen und die Menge, Art und Zusammensetzung des anfallenden Abfalls. Gleiches gilt, 
wenn wegen veränderter Umstände eine wesentliche Veränderung der Menge des regel‐
mäßig anfallenden Abfalls zu erwarten ist oder eine sonstige gebührenrelevante Verän‐
derung vorgenommen wird. 

(2) Jeder Anschluss‐ bzw. Überlassungspflichtige hat auf Verlangen weitere für die Abfallent‐
sorgung und die Festsetzung der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die 
zur Beurteilung einer vorschriftsmäßigen Entsorgung erforderlichen Nachweise und Ana‐
lysen vorzulegen.  

(3) Tritt ein Wechsel in der Person der oder des Anschlusspflichtigen ein, so haben sowohl 
die oder der bisherige als auch die oder der neue Anschlusspflichtige dieses den Entsor‐
gungsbetrieben Lübeck unverzüglich und unaufgefordert in Textform mitzuteilen. Sofern 
bei der Mitteilung des Eigentümerwechsels keine Änderung der Behältervorhaltung oder 
des Leerungsintervalls beantragt wird, verbleibt es bei der bisherigen Behältervorhaltung 
und dem bisherigen Leerungsintervall. Gleiches gilt bei Gewerbebetrieben. 

(4) Sind nach den Bestimmungen dieser Satzung der Hansestadt Lübeck oder den Entsor‐
gungsbetrieben Lübeck Mitteilungen in Textform zu machen, erfasst dies schriftliche, un‐
terzeichnete Mitteilungen und solche per Email oder Online‐Anträge über die Homepage 
der Entsorgungsbetriebe Lübeck. 

§ 8  
Duldungspflichten bei Grundstücken 

(1) Die Hansestadt Lübeck ist berechtigt, die nach § 7 dieser Satzung gemachten Angaben im 
Rahmen von Stichprobenkontrollen vor Ort auf ihre Richtigkeit hin zu überprüfen.  

(2) Die nach § 4 Abs. 1 und Abs. 4 und § 5 dieser Satzung Verpflichteten sind gemäß § 19 
KrWG verpflichtet, das Aufstellen der zur Erfassung der Abfälle notwendigen Abfallbehäl‐
ter sowie das Betreten/Befahren des Grundstücks zum Zwecke des Einsammelns der Ab‐
fälle, der Kontrolle der Abfallbehälter und zur Überwachung der Getrennthaltung und Ver‐
wertung von Abfällen zu dulden.  
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(3) Den Beauftragten der Hansestadt Lübeck und ihren beauftragten Dritten ist zur Erfüllung 
der nach dieser Satzung obliegenden Aufgaben ungehindert Zutritt zu allen Grundstücks‐
teilen und ‐anlagen zu gewähren, auf denen sich Abfälle oder Einrichtungen von abfall‐
wirtschaftlicher Bedeutung befinden.  

§ 9  
Vermeidung und Getrennthalten von Abfällen 

(1) Die Anschluss‐ und Überlassungspflichtigen haben die Menge der Abfälle so gering zu hal‐
ten, wie es den Umständen nach möglich und zumutbar ist. 

(2) Abfälle sind nach Maßgabe dieser Satzung bereits zum Zeitpunkt ihres Anfalls getrennt zu 
halten und getrennt zu überlassen, so dass ein möglichst großer Anteil wiederverwendet 
oder recycelt werden kann. Eine Vermischung von Abfällen zur Verwertung mit Abfällen 
zur Beseitigung sowie von jeweils getrennt zu überlassenden Abfällen ist unzulässig.  

Zweiter Abschnitt – 
Einsammeln, Befördern und Entsorgen der Abfälle 

§ 10  
Erfassen der Abfälle 

(1) Die von der öffentlichen Abfallentsorgung erfassten Abfälle sind im Rahmen des Bring‐ 
oder Hol‐Systems nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 getrennt zu überlassen. 

(2) Im Bring-System werden angenommen: 

a) Abfälle zur Verwertung: 
− Abfälle aus Kunststoff, Hohlglas, Verbundstoffen und Metall 
− Papier, Pappe, Kartonagen (PPK) 
− Textilien 
− Baum‐, Strauch‐ und Grünschnitt (Grünabfälle) 
− Bauschutt (in Kleinmengen) 
− Baumischabfälle (in Kleinmengen) 
− Elektro‐ und Elektronikgeräte i. S. d. ElektroG  
− Bioabfälle in zugelassenen Papiersäcken gem. § 12 Abs. 2 Nr. 3 

b) Schadstoffhaltige Abfälle 

c) Sperrgut 

d) Abfälle zur Beseitigung: 
− Restabfälle in zugelassen Papiersäcken gem. § 12 Abs. 1 Nr. 5 

(3) Im Hol-System werden eingesammelt: 

a) Abfälle zur Verwertung: 
− Bioabfälle 
− Baum‐ und Strauchschnitt  
− Sperrgut 
− Papier, Pappe, Kartonagen (PPK) 
− Elektro‐ und Elektronikgeräte i. S. d. ElektroG 
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b) Abfälle zur Beseitigung: 
− Restabfälle 

§ 11  
Abfallüberlassung im Bring-System 

(1) Haushaltsübliche Kleinmengen von Hohlglas, PPK und Textilien sind von den Überlas‐
sungspflichtigen in die dafür bereitgestellten und entsprechend gekennzeichneten Sam‐
melbehälter einzugeben. Entsprechende Sammelbehälter (Containerstandplätze) und 
Sammeleinrichtungen (Wertstoffhöfe) werden den Überlassungspflichtigen bereitge‐
stellt. 

Die Sammelbehälter dürfen nur werktags in der Zeit von 7.00 bis 20.00 Uhr benutzt wer‐
den. 

Für PPK besteht die Verpflichtung zur Nutzung der Sammelbehälter/‐einrichtungen ledig‐
lich insoweit, wie die Überlassungspflichtigen über keine von den Entsorgungsbetrieben 
Lübeck bereitgestellten Behälter für PPK nach § 12 Abs. 3 verfügen bzw. über das entspre‐
chend bereitgestellte Behältervolumen hinausgehender Bedarf besteht.  

Die öffentlich aufgestellten Sammelbehälter werden nach Bedarf getauscht oder entleert. 

(2) Für die Annahme von Sperrgut, Bauschutt, Baumischabfälle, Elektro‐ und Elektronikgerä‐
ten, schadstoffhaltigen Abfällen, Gegenständen aus Kunststoff, Verbundstoffen und Me‐
tall sowie Baum‐, Strauch‐ und Grünschnitt und Restabfälle, Bioabfälle in zugelassenen 
Papiersäcken gem. § 12 Abs. 1 und 2 aus Privathaushalten und anderen Herkunftsberei‐
chen als privaten Haushaltungen, soweit es sich nicht um produktions‐/ betriebsspezifi‐
sche Abfälle handelt, stehen die Wertstoffhöfe (lt. Betriebsordnung) zur Verfügung. 

  Die Anlieferung von Abfallmengen auf den Wertstoffhöfen darf 3 m³ nicht übersteigen.  

  Die Annahme von Elektro‐ und Elektronikgeräten und schadstoffhaltigen Abfällen be‐
schränkt sich auf haushaltsübliche Mengen.  

  Sperrgut kann zweimal im Jahr bis zu einer Menge von 3 m³ ohne Zahlung einer Zusatz‐
gebühr an den Wertstoffhöfen gegen Anrechnung jeweils eines Abrufs im Hol‐System ab‐
gegeben werden. Mehr als zwei Abrufe bzw. Anlieferungen am Wertstoffhof pro Jahr sind 
mit Zahlung einer Zusatzgebühr verbunden. 

  Baum‐, Strauch‐ und Grünschnitt von mehr als 3 m³ ist an das Biomassewerk Niemark 
gegen Zahlung einer Zusatzgebühr anzuliefern. Baum‐ und Strauchschnitt bis 3 m³ pro 
Anlieferung kann im Frühjahr und im Herbst zu festgesetzten Terminen ohne Zahlung ei‐
ner Zusatzgebühr an den Wertstoffhöfen angeliefert werden. Soweit kompostierbare Ab‐
fälle (Bio‐ und Grünabfälle) gem. § 5 dieser Satzung auf dem Grundstück selbst verwer‐
tet/kompostiert werden (Eigenkompostierung), entfällt die Möglichkeit der Anlieferung 
von Baum‐, Strauch‐ und Grünschnitt an den Wertstoffhöfen und dem Biomassewerk Nie‐
mark. 

  Bauschutt und Baumischabfälle aus Umbauarbeiten können in Kleinmengen bis 1 m³ ge‐
gen Zahlung einer Zusatzgebühr an den Wertstoffhöfen abgegeben werden. Bauschutt 
und Baumischabfälle über 1 m³ können gegen Zahlung eines Entgeltes beim Entsorgungs‐
zentrum angeliefert werden. 
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(3) Schadstoffhaltige Abfälle aus Privathaushalten und anderen Herkunftsbereichen als pri‐
vaten Haushaltungen in haushaltsüblichen Mengen, soweit es sich nicht um produktions‐
/ betriebsspezifische Abfälle handelt, können den Entsorgungsbetrieben Lübeck an mobi‐
len Erfassungsstellen am Abholfahrzeug (Schadstoffmobil) übergeben werden. Die Ein‐
sammlung von Schadstoffen durch das Schadstoffmobil erfolgt an den von den Entsor‐
gungsbetrieben Lübeck veröffentlichten Standplätzen und Terminen. 

Medikamente können außerdem an den von den Entsorgungsbetrieben Lübeck bekannt‐
gegebenen Apotheken abgegeben werden.  

(4) Zur Ablagerung auf einer Deponie zugelassene Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen 
als privaten Haushaltungen können an der Deponie Niemark angeliefert werden. Entspre‐
chen die Abfälle den Vorgaben des § 3 Abs. 2 werden diese auf der Deponie Niemark 
abgelagert. Entsprechen die Abfälle nicht den Vorgaben, veranlassen die Entsorgungsbe‐
triebe Lübeck einen Transport der Abfälle zur Ablagerung auf einer für den Abfall zugelas‐
senen Deponie. Sofern bereits vor Anlieferung der Abfälle feststeht, dass die Abfälle nicht 
auf der Deponie Niemark abgelagert werden können, sind die Entsorgungsbetriebe 
Lübeck berechtigt, eine direkte Anlieferung bei einer von ihnen zu bestimmenden Depo‐
nie anzuordnen. 

(5) Andienungspflichtiger Restabfall zur Behandlung in der Mechanisch‐Biologischen Abfall‐
behandlungsanlage aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, der 
nicht im Rahmen der Regelabfuhr angenommen wird, kann an der MBA angeliefert wer‐
den. 

§ 12  
Zugelassene Abfallbehälter im Hol-System 

(1) Für die Entsorgung von Restabfall sind zugelassen: 

1. Schwarze Behälter mit 40 l für Privathaushalte mit max. 2 Personen, 80 l, 120 l und 
240 l Volumen, 

2. Großbehälter mit 660 l, 770 l, 1.100 l Volumen, 
3. Unterflurbehälter mit 3 m³, 4 m³ und 5 m³ Volumen, 
4. Müllpresscontainer/Abrollcontainer, soweit diese im Einzelfall durch die Hansestadt 

Lübeck genehmigt werden, 
5. Papiersäcke mit dem Aufdruck „Entsorgungsbetriebe Lübeck“, ausschließlich in Ver‐

bindung mit einem festen Restabfallbehälter. 

(2) Für die Entsorgung von Bioabfall sind zugelassen: 

1. Braune Behälter mit 40 l für Privathaushalte mit max. 2 Personen, 80 l und 120 l Vo‐
lumen, 

2. Unterflurbehälter mit 3 m³ Volumen, 
3. Bioabfallsäcke mit dem Aufdruck „Entsorgungsbetriebe Lübeck“ und „Bio“. 

(3) Für die Entsorgung von Papier, Pappe, Kartonagen (PPK) sind zugelassen: 

1. Mit blauem Deckel gekennzeichnete Behälter mit 120 l (auf Antrag in Textform) und 
240 l Volumen, 

2. Großbehälter mit 1.100 l Volumen, 
3. Unterflurbehälter mit 3 m³, 4 m³ und 5 m³ Volumen. 
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(4) Die Abfallbehälter werden von den Entsorgungsbetrieben Lübeck zu Kontrollzwecken mit 
Kennzeichnungen versehen. Abfallbehälter ohne diese Kennzeichnung werden nicht ent‐
leert. Genaue Regelungen werden von den Entsorgungsbetrieben Lübeck in geeigneter 
Weise veröffentlicht. 

§ 13  
Erforderliche Kapazität der Abfallbehälter im Hol-System 

(1) Die Entsorgungsbetriebe Lübeck stellen für die Entsorgung der Abfälle nach Maßgabe der 
folgenden Absätze die im Einzelfall nach Zahl, Art, Mindestgröße und Zweck notwendigen 
Abfallbehälter. Diese bleiben Eigentum der Entsorgungsbetriebe Lübeck.  

(2) Die festen Restabfallbehälter für private Haushaltungen werden nach einem Behältervo‐
lumen von wöchentlich 20 l pro Person und Woche (Richtwert) zugewiesen. Auf begrün‐
deten Antrag in Textform kann eine Reduzierung des Mindestbehältervolumens auf bis 
zu 10 l pro Person und Woche zugelassen werden, wenn Abfall nur in entsprechend ge‐
ringen Mengen anfällt und die Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Abfallentsorgung 
nicht gefährdet ist. Das Vorliegen der Voraussetzungen können die Entsorgungsbetriebe 
Lübeck anhand der Angaben der Überlassungspflichtigen und eigener Ermittlungen und 
Erkenntnisse überprüfen.  

Eine Reduzierung kann nur bis zu einem Behältervolumen von 40 l bei Privathaushalten 
mit max. 2 Personen, im Übrigen bis zu einem Behältervolumen von 80 l erfolgen. Auf 
Antrag in Textform der Anschlusspflichtigen können die Entsorgungsbetriebe Lübeck grö‐
ßere Restabfallbehälter zur Verfügung stellen. 

(3) Die Erzeuger und Besitzer von Abfällen zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen 
als privaten Haushaltungen sowie aus privaten und öffentlichen Einrichtungen (gewerbli‐
che Siedlungsabfälle gem. § 2 Ziff.1 Gewerbeabfallverordnung – GewAbfV) haben Restab‐
fallbehälter der Entsorgungsbetriebe Lübeck in angemessenem Umfang nach deren nä‐
heren Festlegungen, mindestens aber einen Behälter mit 80 l Volumen, zu nutzen. 

Darüber hinaus gehender Behälterbedarf wird unter Zugrundelegung von Einwohner‐
gleichwerten (EGW) festgesetzt. Je EGW wird ein Behältervolumen von 20 Litern pro Wo‐
che und EGW (Richtwert) zur Verfügung gestellt. Abweichend kann auf Antrag in Textform 
ein geringeres Behältervolumen von mindestens 10 Litern pro EGW und Woche zugelas‐
sen werden. Abs. 2 Satz 2 und 3 gelten entsprechend.  

Die Einwohnergleichwerte werden nach der in der Anlage 2 dargestellten Regelung er‐
mittelt und festgestellt. 

(4) Im Rahmen der Richtwerte nach Abs. 2 und 3 sind die Entsorgungsbetriebe Lübeck be‐
rechtigt, für mehrere Anschlusspflichtige, die in unmittelbarer Nachbarschaft zu einander 
liegen, die gemeinsame Benutzung von Abfallbehältern auf deren Antrag in Textform wi‐
derruflich zuzulassen. Sie haben in ihrem Antrag einen Bevollmächtigten zu benennen, 
der gegenüber den Entsorgungsbetrieben Lübeck die gemeinsam Pflichtigen in allen Be‐
langen vertritt.  

(5) Bei anschlusspflichtigen Grundstücken, auf denen sowohl Abfälle aus privaten Haushal‐
tungen als auch Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen anfallen, ist das 
sich nach Abs. 2 und 3 ergebende Behältervolumen an festen Abfallbehältern in Summe 
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vorzuhalten. Die Festsetzung des Mindestvolumens erfolgt anhand der für das Grundstück 
gemeldeten Personen und der maßgeblichen Einwohnergleichwerte. 

(6) Auf Antrag in Textform der Anschlusspflichtigen stellen die Entsorgungsbetriebe Lübeck 
Restabfallbehälter mit 1.100 l Volumen und Müllpresscontainer/Abrollcontainer für eine 
vorübergehende Nutzung bis zu 2 Monaten zur Verfügung, sofern eine ordnungsgemäße 
Entsorgung durch Sonderentleerung vorhandener Behälter nicht sichergestellt werden 
kann. Die Entscheidung darüber, ob die Entsorgung durch Sonderentleerung vorhandener 
Behälter sichergestellt werden kann, treffen die Entsorgungsbetriebe Lübeck unter Be‐
rücksichtigung der zu erwartenden Abfallmenge und der vorhandenen Kapazitäten zur 
Durchführung von Sonderentleerungen. 

(7) Die Entsorgungsbetriebe Lübeck stellen Bioabfallbehälter (Braune Tonne) höchstens bis 
zum gleichen Volumen der aufgestellten Restabfallbehälter. Wenn bei Anschlusspflichti‐
gen wiederholt und nachweisbar mehr Bioabfall anfällt und das vorgehaltene Behältervo‐
lumen nicht ausreicht, kann auf Antrag in Textform gegen Zahlung einer Zusatzgebühr 
eine Erhöhung des Behältervolumens (d. h. ein größerer Behälter) ganzjährig vorgenom‐
men werden oder sofern dies nicht ausreicht zusätzliche Bioabfallbehälter (40 l, 80 l oder 
120 l) bis insgesamt zum doppelten Volumen der aufgestellten Restabfallbehälter ganz‐
jährig gestellt werden.  

(8) Für die Entsorgung von PPK werden höchstens je angefangene aufgestellte 240 l Restab‐
fallbehältervolumen zwei 240 l Papierbehälter gestellt. Je vorhandenen Restabfallgroßbe‐
hälter nach § 12 Abs. 1 Nr. 2 können maximal zwei 1.100 l Papiergroßbehälter gestellt 
werden.  Auf Antrag in Textform der Anschlusspflichtigen können durch die Entsorgungs‐
betriebe Lübeck 120 l Papierbehälter gestellt werden. 

(9) Die Entsorgungsbetriebe Lübeck sind berechtigt, nach den Erfordernissen des Einzelfalles, 
unter Berücksichtigung einer wirtschaftlichen Betriebsführung und der vertretbaren 
Wünsche der Anschlusspflichtigen Zahl und Größe der Abfallbehälter sowie deren Lee‐
rungshäufigkeit zu bestimmen, die benötigt werden, um die auf den anschlusspflichtigen 
Grundstücken anfallenden Abfälle ordnungsgemäß entsorgen zu können; dies gilt insbe‐
sondere für Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haus‐
haltungen. 

(10) Übersteigt gelegentlich die Menge der Rest‐ und/oder Bioabfälle das Fassungsvermögen 
der bereitgestellten Rest‐ und/oder Bioabfallbehälter, so sind die nach § 12 zugelassenen 
Abfallsäcke zu verwenden. Diese können in den von den Entsorgungsbetrieben Lübeck 
bekanntgegebenen Verkaufsstellen nach Maßgabe der Gebührensatzung erworben wer‐
den. Auf Antrag in Textform kann auch eine zusätzliche Leerung der vorgehaltenen Ab‐
fallbehälter gegen Gebühr erfolgen. 

§ 14  
Benutzung der Abfallbehälter im Hol-System 

(1) Die Behälter nach § 12 sind pfleglich zu behandeln und dürfen nur zum Einfüllen der je‐
weils zugelassenen Abfälle benutzt werden. Der Inhalt darf nicht so eingefüllt werden, 
dass die Entleerung erschwert oder unmöglich wird. Die Behälter dürfen nur so weit ge‐
füllt werden, dass ihre Deckel gut schließen und eine ordnungsgemäße Entleerung mög‐
lich ist.  

Die nachfolgenden maximal zulässigen Füllgewichte dürfen nicht überschritten werden:  
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a) 40 l Volumen 30 kg, 
b) 80 l Volumen 40 kg, 
c) 120 l Volumen 50 kg, 
d) 240 l Volumen 80 kg, 
e) 660 l Volumen 150 kg, 
f) 770 l Volumen 170 kg, 
g) 1.100 l Volumen 200 kg. 

 
Ist ein Abfallbehälter so überfüllt, dass eine ordnungsgemäße Entleerung nicht möglich 
ist, wird er nicht geleert. Wird ein Abfallbehälter mit anderen als den hierfür zugelassenen 
Abfällen befüllt, werden die in den Behältern befindlichen Abfälle gegen Zahlung einer 
Gebühr entsorgt.  

Es ist verboten, Abfälle in den Behältern einzustampfen, einzupressen, zu verdichten, ein‐
zuschlämmen oder zu verbrennen. Die Anschlusspflichtigen haften für Beschädigungen 
durch oder an Abfallbehälter/n, falls sie insoweit ein Verschulden trifft. 

(2) Die Anschlusspflichtigen haben dafür zu sorgen, dass die Behälter den zur Nutzung der 
anschlusspflichtigen Grundstücke Berechtigten ungehindert zugänglich sind und von die‐
sen auch ordnungsgemäß genutzt werden können. 

(3) Die Anschluss‐ und Überlassungspflichtigen haben die Abfallbehälter nach Bedarf zu rei‐
nigen, um hygienische Missstände und Geruchsbelästigungen zu vermeiden. Auf Antrag 
in Textform kann eine Reinigung auch durch die Entsorgungsbetriebe Lübeck gegen Zah‐
lung einer Gebühr ausgeführt werden. 

§ 15  
Standplätze und Transportwege im Hol-System 

(1) Als Standplatz für das Abholen der Restabfall‐ bzw. der Bioabfallbehälter sowie der Pa‐
piergroßbehälter ist eine Stelle zu wählen, die höchstens 15 m von der Fahrbahngrenze 
einer mit dem eingesetzten Abfallentsorgungsfahrzeug befahrbaren öffentlichen Straße 
oder einem entsprechenden, dem öffentlichen Fahrzeugverkehr gewidmeten Privatweg 
entfernt ist.  

Bei Standplätzen, die weiter als 15 m vom Fahrbahnrand entfernt sind, den Vorschriften 
dieser Satzung über Standplätze nicht entsprechen oder aufgrund von berufsgenossen‐
schaftlichen (vgl. DGUV Information 214‐033 (bisher: BGI 5104) ‐ Sicherheitstechnische 
Anforderungen an Straßen und Fahrwege für die Sammlung von Abfällen ‐ in der jeweils 
geltenden Fassung), und/oder straßenverkehrsrechtlichen Regelungen nicht mit den Ent‐
sorgungsfahrzeugen angefahren werden können (z. B. wenn das anzufahrende Grund‐
stück an einer Straße liegt, die keine Wendemöglichkeit bietet), haben die Anschluss‐
pflichtigen die Abfallbehälter am Tage der Entleerung bis 6.00 Uhr an den Fahrbahnrand 
bzw. an der nächsten vom Entsorgungsfahrzeug erreichbaren Stelle, welche im Rahmen 
des Zumutbaren von den Entsorgungsbetrieben Lübeck festgelegt wird, zu stellen und sie 
nach der Entleerung zurückzuholen.  

(2) Sind beim Transport der Behälter auf Antrag in Textform Stufen oder Überweglängen 
(Transportweg über 15 m) zu überwinden, so werden für die dadurch auftretenden Er‐
schwernisse Zuschläge nach der Gebührensatzung erhoben. Für die Großbehälter nach § 
12 ist ein Transportweg über Stufen nicht zulässig. 
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(3) Die Standfläche soll in gleicher Höhe mit dem Transportweg liegen und von diesem nicht 
durch Schwellen, Einfassungen, Rinnen oder anderen Hindernissen getrennt sein. Der 
Standplatz sowie der Transportweg müssen ausreichend befestigt sein und das Absetzen 
und den problemlosen Transport der gefüllten Behälter zulassen (rollbar). 

(4) In Kellern dürfen zugelassene Behälter ‐ abgesehen von sonstigen Vorschriften ‐ nur auf‐
gestellt werden, wenn andere Unterbringungsmöglichkeiten nicht gegeben sind. Dies be‐
darf der schriftlichen Einwilligung der Entsorgungsbetriebe Lübeck. 

(5) Die jeweils geltenden Bauordnungs‐ und Unfallverhütungsvorschriften für Unterhalt und 
Betrieb der Zuwegung und des Standplatzes, insbesondere die Regelungen der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung gemäß § 16 der DGUV Vorschrift 43, Ausgabe 1999 (bis‐
her: BGV C 27, Stand April 1999) zur Gestaltung von Müllbehälterstandplätzen und deren 
Zufahrten, Zugänge und Transportwege in der jeweils geltenden Fassung, sind zu beach‐
ten. Änderungen dieser Vorschriften gehen nicht zu Lasten der Entsorgungsbetriebe 
Lübeck. Das gilt auch bei Verwendung von Schränken für Abfallbehälter. Die Schranktüren 
müssen sich ohne Schlüssel öffnen und schließen lassen; die Restabfallbehälter, die Bio‐
abfallbehälter und die Papiergroßbehälter sind ausgehängt zum Transport bereitzustel‐
len. 

(6) Der Behälterstandplatz und der Transportweg müssen in verkehrssicherem Zustand ge‐
halten werden. Hierzu gehört eine ausreichende Beleuchtung sowie die Schnee‐ und 
Glättebeseitigung. Führt der Transportweg durch ein Gebäude, so müssen die Durch‐
gänge mindestens zwei Meter hoch und einen Meter breit ‐ bei Großbehältern ab 1.100 l 
1,50 m breit sein. Türen müssen festgestellt werden können. 

Die Hansestadt Lübeck kann die Herrichtung des Standplatzes und der Zuwegung entspre‐
chend den Erfordernissen des Einzelfalles verlangen. 

(7) Für Schäden, die dadurch entstehen, dass Standplätze und Zuwegungen nicht entspre‐
chend den vorstehenden Bestimmungen hergerichtet sind, sowie für normale Abnut‐
zungsschäden haften die Entsorgungsbetriebe Lübeck nicht. 

(8) Bei Neubauten, Wiederaufbauten und Umbauten ist von der Grundstückseigentümerin 
oder von dem Grundstückseigentümer, von der Bauträgerin oder dem Bauträger oder den 
gemäß § 4 Abs. 1 gleichgestellten Personen ein den Bestimmungen dieser Satzung ent‐
sprechender Standplatz vorzusehen und in die zu genehmigende Bauzeichnung einzutra‐
gen. 

§ 16  
Unterflurbehälter im Hol-System 

(1) Die Erfassung von Restabfall, Bioabfall und PPK im Hol‐System kann gemäß § 12 auch 
durch Einwurf in die entsprechend gekennzeichneten Unterflurbehälter erfolgen. Unter‐
flurbehälter für die Entsorgung von Restabfall und PPK stehen mit einem Volumen von 3, 
4 und 5 m³ zur Verfügung. Für die Entsorgung von Bioabfall werden Unterflurbehälter mit 
einem Volumen von 3 m³ bereitgestellt. Die Abfuhr der Unterflurbehälter für Restabfall 
und Bioabfall erfolgt regelmäßig 14‐täglich. Auf Antrag in Textform der Anschlusspflichti‐
gen können die Unterflurbehälter für Restabfall und Bioabfall unter Hinweis auf § 13 Abs. 
9 häufiger entleert werden. Die Leerung der Unterflurbehälter für PPK erfolgt regelmäßig 
4‐wöchentlich. Die Vorschriften des § 14 über die Benutzung der Abfallbehälter im Hol‐
system finden entsprechende Anwendung. 
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(2) Die Nutzung der Unterflurbehälter setzt die Errichtung eines vollunterflurfähigen Stand‐
platzes (Grube, Betonwanne, Sicherheitsplateau etc.) durch die Eigentümerinnen und Ei‐
gentümer des anzuschließenden Grundstücks einschließlich Absicherung sowie die Einho‐
lung der ggf. erforderlichen Erlaubnisse voraus. Der Innenbehälter wird durch die Entsor‐
gungsbetriebe Lübeck gestellt. Die Herrichtung ist mit den Entsorgungsbetrieben Lübeck 
abzustimmen und hat nach den systemseitigen Vorgaben zu erfolgen.  

Insbesondere müssen die Standplätze folgende Voraussetzungen erfüllen: 

1. Der Untergrund muss frei von Wurzelwerk, Leitungen etc. sein. 
2. Der Abstand zu Gebäuden muss mindestens 2,00 m betragen. 
3. Die lichte Höhe über dem Unterflurbehälter oberhalb des Einwurfschachtes im 

Schwenkradius für den Ladekran muss im gesamten Arbeitsbereich mindestens 8 m 
betragen. 

4. Das Entsorgungsfahrzeug muss parallel zum Behälterstandort stehen können. 
5. Der gesamte Aufstell‐ und Schwenkbereich muss zu allen Leerungszeiten frei von Per‐

sonen und Hindernissen (z. B. Fahrzeuge) sein. 
6. Die maximale Entfernung des Entsorgungsfahrzeuges zum aufzunehmenden Unter‐

flurbehälter darf nicht mehr als 3 m betragen. 

§ 17  
Bereitstellung und Behälterabfuhr im Hol-System 

(1) Rest‐ und Bioabfälle sind in den dafür überlassenen Behältern gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 1 ‐ 2 
und Abs. 2 Nr. 1 ‐ 2 dieser Satzung mit der jeweils gültigen Kennzeichnung am Tage der 
Abfuhr auf dem Standplatz bereitzustellen. Die Behälter werden von den Entsorgungsbe‐
trieben Lübeck vom Standplatz abgeholt und ‐ bis auf die Abfallsäcke ‐ nach der Entlee‐
rung zurückgebracht, sofern die Behälter nicht gem. § 15 Abs.1 an einem anderen Stand‐
ort bereit zu stellen sind. Abfallsäcke müssen verschlossen und von einer Person von Hand 
verladbar am Tag der entsprechenden Behälterleerung neben dem Rest‐ bzw. Bioabfall‐
behälter bereitgestellt sein. Ist ein Bioabfallbehälter nicht vorhanden, so hat die Bereit‐
stellung des Bioabfallsackes am Tage der Biobehälterleerung am Straßenrand zu erfolgen. 

PPK ist in den dafür vorgesehenen Behältern mit 120 l oder 240 l Volumen am Tage der 
Abfuhr am Straßenrand bereitzustellen. Die zu leerenden Papiergroßbehälter mit 1.100 l 
Volumen sind am Tage der Abfuhr dagegen auf dem Standplatz bereitzustellen. Die Pa‐
piergroßbehälter werden von den Entsorgungsbetrieben Lübeck vom Standplatz abgeholt 
und nach der Entleerung zurückgebracht. 

(2) Die Müllpresscontainer/Abrollcontainer sind direkt an einer für Entsorgungsfahrzeuge be‐
fahrbaren Zuwegung zur Abholung vom Grundstück frei zugänglich bereitzustellen. Müll‐
presscontainer/Abrollcontainer werden zur Entleerung vom Behälterstandplatz abgeholt 
und nach deren Entleerung am gleichen Tag wieder an die Standplätze zurückgebracht 
bzw. der Container wird an Ort und Stelle getauscht. 

Die Regelungen der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung gemäß § 16 der DGUV 
Vorschrift 43, Ausgabe 1999 (bisher: BGV C 27) zur Gestaltung von Müllbehälterstandplät‐
zen und deren Zufahrten, Zugänge und Transportwege sind zu beachten. 

(3) Die Überlassungspflichtigen haben dafür zu sorgen, dass am Abfuhrtage ab 6.00 Uhr der 
ungehinderte Zugang zu den unverschlossenen Behältern gewährleistet ist; anderenfalls 
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kann die Entleerung nicht durchgeführt werden. Die Entleerung der Rest‐ und Bioabfall‐
behälter kann gegen Zahlung einer zusätzlichen Gebühr auf schriftliche Anforderung oder 
von Amts wegen nachgeholt werden. 

(4) Die Rest‐ und Bioabfallbehälter werden im Umleerverfahren regelmäßig 14‐täglich (Re‐
gelabfuhr) entleert. Die Leerung der Behälter für PPK erfolgt regelmäßig 4‐wöchentlich. 
Auf Antrag in Textform der Anschlusspflichtigen können die Restabfallbehälter häufiger 
entleert werden. Der Entleerungsrhythmus der Bioabfall‐ und PPK‐Behälter erhöht sich 
entsprechend einer Änderung der Regelabfuhr für Restabfall. Die Regelungen des § 13 
Abs. 9 bleiben hiervon unberührt.  

(5) Auf Antrag in Textform der/des Anschlusspflichtigen kann die Leerungshäufigkeit eines 40 
l‐Restabfallbehälters bei Ein‐Personen‐Haushaltungen und Nutzung eines Bioabfallbehäl‐
ters bzw. nachgewiesener Eigenkompostierung auf 4‐wöchentlich reduziert werden. 

(6) Die Abfuhr der Müllpresscontainer/Abrollcontainer erfolgt auf Abruf. Diese Behälter müs‐
sen mindestens einmal in 14 Tagen zum Abruf angemeldet werden. Die Entsorgung er‐
folgt nach Anforderung in Textform durch den Anschluss‐ bzw. Überlassungspflichtigen. 

§ 18  
Saisonbehälter im Hol-System 

(1) Zusätzlich zu den gem. §§ 12 und 13 vorzuhaltenden Abfallbehältern (für Restabfall, Bio‐
abfall und PPK) können Saisonbehälter für Restabfall von mindestens 80 l Behältervolu‐
men (inkl. Behälter für Bioabfall und PPK gem. § 12) gegen eine Zusatzgebühr während 
der Saison gestellt und geleert werden, wenn bei Anschlusspflichtigen wiederholt und 
nachweisbar mehr Abfall in der Saison anfällt und das vorgehaltene Behältervolumen 
nicht ausreicht. Im Übrigen gelten §§ 14, 15 und 17 entsprechend. Saisonbehälter müssen 
in Textform beantragt werden und verbleiben ganzjährig auf den betroffenen Grundstü‐
cken. 

(2) Als Saison gilt die Zeit von April bis einschließlich Oktober eines jeden Kalenderjahres. 

§ 19  
Sperrgut, Elektro- und Elektronikgeräte im Hol-System 

(1) Sperrgut in haushaltsüblichen Mengen bis zu 3 m³ wird auf Antrag in Textform der Über‐
lassungspflichtigen im Rahmen der Abrufsammlung bis zu zweimal im Jahr pro Haus‐
halt/pro anderer Herkunftsbereich am mitgeteilten Abfuhrtag ohne Zahlung einer Gebühr 
abgeholt. Sperrgutmengen über 3 m³ werden auf Antrag in Textform gegen Zahlung einer 
Zusatzgebühr entsorgt. Das Sperrgut ist am Abfuhrtag bis 6.00 Uhr gut sichtbar am Stra‐
ßenrand bereitzustellen. Mehr als zwei Abrufe bzw. Anlieferungen am Wertstoffhof pro 
Jahr je Haushalt/je anderer Herkunftsbereich sind gebührenpflichtig.   

(2) Für die kurzfristige Abfuhr von Sperrgut wird ein gebührenpflichtiger „Expresstermin“ an‐
geboten. Sperrgut wird im Rahmen des Expresstermins binnen 2 Werktagen (ohne Sams‐
tag) nach Antragseingang abgeholt. 

(3) Elektro‐ und Elektronikgeräte werden in haushaltsüblichen Mengen von bis zu max. 3 m³ 
auf Antrag in Textform der Überlassungspflichtigen im Rahmen eines „Expresstermins“ 
mit oder ohne Beistellung von Sperrgut gebührenpflichtig abgeholt. Die Bereitstellung der 
Elektro‐ und Elektronikgeräte bis zu max. 3 m³ erfolgt gem. Abs. 1.   
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(4) Es besteht darüber hinaus auf Antrag in Textform die Möglichkeit im Rahmen der Abfuhr 
von Sperrgut und Elektro‐ und Elektronikgeräten bis zu 3 m³ eine gebührenpflichtige Ab‐
holung aus der Wohnung zu vereinbaren. Die Geräte werden nur im ausgebauten Zustand 
und abgetrennt von einem Betriebsmedium wie z.B. Strom, Gas oder Wasser übernom‐
men. Bei der Abholung aus der Wohnung haftet die Hansestadt Lübeck und die von ihr 
Beauftragten nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Diese Haftungsbeschränkung gilt 
nicht für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. 

(5) Soweit Sperrgut und Elektro‐ und Elektronikgeräte wegen ihres Gewichts, Umfangs oder 
ihrer Zusammensetzung nicht von zwei Personen von Hand verladen werden können, be‐
steht keine Abholpflicht im Rahmen der Abfuhr. 

(6) Können Grundstücke aufgrund von berufsgenossenschaftlichen (vgl. Vorgaben DGUV 
Vorschrift 43, Ausgabe 1999 sowie DGUV Information 214‐033 (bisher: BGI 5104) ‐ Sicher‐
heitstechnische Anforderungen an Straßen und Fahrwege für die Sammlung von Abfällen 
‐ in der jeweils geltenden Fassung) und/oder straßenverkehrsrechtlichen Regelungen 
nicht mit den Entsorgungsfahrzeugen angefahren werden, haben die Anschlusspflichtigen 
die in § 19 genannten Abfälle am Tage der Abfuhr an der nächsten vom Entsorgungsfahr‐
zeug anfahrbaren Stelle, welche im Rahmen des Zumutbaren von den Entsorgungsbetrie‐
ben Lübeck festgelegt wird, bereitzustellen. Ausnahmen hiervon bedürfen der schriftli‐
chen Einwilligung der Entsorgungsbetriebe Lübeck.  

(7) Der Straßenverkehr, insbesondere Fußgänger, dürfen durch die bereit gestellten Abfälle 
nicht behindert oder gefährdet werden.  

§ 20  
Baum- und Strauchschnitt im Hol-System 

(1) Baum‐ und Strauchschnitt bis zu einer Menge von 3 m³ wird auf Antrag in Textform jähr‐
lich im Frühjahr und im Herbst am Straßenrand der mit dem eingesetzten Abfallentsor‐
gungsfahrzeug befahrbaren öffentlichen Straße bzw. dem entsprechenden, dem öffentli‐
chen Fahrzeugverkehr gewidmeten Privatweg vor dem jeweiligen Wohnhaus bzw. Be‐
triebsgebäude zu festgesetzten Terminen abgefahren. Dieser ist handlich gebündelt am 
Straßenrand bereitzustellen.  

(2) Diese Abfälle dürfen nur zu den festgesetzten Terminen bereitgestellt werden. Ausge‐
nommen von der Abfuhr sind Stubben und feste Stämme mit mehr als 10 cm Durchmesser 
und/oder mehr als 3 m Länge sowie Grasschnitt und Laub. 

(3) Die Weihnachtsbaumabfuhr findet jährlich im Januar per Straßensammlung (Bereitstel‐
lung am Straßenrand) zu festgesetzten Terminen statt. Die Weihnachtsbäume sind am 
Abfuhrtag in haushaltsüblichen Mengen und Größen (maximal 3 m Länge) bis 6.00 Uhr 
vor dem jeweiligen Grundstück abgeschmückt und frei von Schwermetallanhaftungen 
(Lametta u. ä.) zur Abholung bereit zu legen. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht soweit kompostierbare Abfälle (Bio‐ und Grünabfälle) 
gem. § 5 dieser Satzung auf dem Grundstück selbst verwertet/kompostiert werden (Ei‐
genkompostierung). 
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§ 21  
Benutzung der Abfallwirtschaft, Anfall von Abfällen, Eigentumsübergang 

(1) Die Inanspruchnahme und Benutzung der öffentlichen Einrichtung Abfallwirtschaft be‐
ginnt mit Aufstellen/Entgegennahme der gemäß dieser Satzung zur Verfügung gestellten 
Abfallbehälter bzw. mit der in zulässiger Weise bewirkten Bereitstellung oder Anliefe‐
rung/Übergabe der Abfälle (z. B. Sperrgut, Grünabfälle). 

(2) Als angefallen gelten Abfälle, sobald ihre Abfalleigenschaften erfüllt sind. 

(3) Unbefugten ist es nicht gestattet, die gemäß Abs. 2 angefallenen Abfälle zu durchsuchen 
oder wegzunehmen. Insbesondere ist es untersagt, Abfälle, die die überlassungspflichtige 
Besitzerin oder der überlassungspflichtige Besitzer nach Maßgabe dieser Satzung oder 
aufgrund einer entsprechenden Empfehlung getrennt von den sonstigen Abfällen zum 
Einsammeln bereitgestellt hat, an sich zu nehmen, um sie gewerblich zu verwenden. Jeg‐
liche Maßnahmen vor Ort zur Behandlung der in die Behälter für Abfälle zur Beseitigung 
eingegebenen Abfälle sind nicht gestattet. 

(4) Das Eigentum an Abfällen zur Verwertung und Beseitigung geht auf die Entsorgungsbe‐
triebe Lübeck über: 

1. im Bring‐System nach Einwurf in die entsprechenden Sammelbehälter bzw. Abgabe 
bei der eingerichteten Sammelstelle, 

2. im Hol‐System mit der Verladung auf das Sammelfahrzeug. 

(5) Die Hansestadt Lübeck ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen oder vermuteten 
Gegenständen zu suchen oder suchen zu lassen. Die in Abfällen gefundenen Wertgegen‐
stände werden als Fundsache im Sinne des § 978 BGB behandelt. 

§ 22  
Unterbrechungen in der Abfallentsorgung 

(1) Bei vorübergehenden Einschränkungen, Unterbrechungen oder Verspätungen infolge von 
Betriebsstörungen, Streik, betriebsnotwendigen Arbeiten, behördlichen Verfügungen o‐
der Verlegung des Zeitpunktes der Abfuhr, in Fällen höherer Gewalt sowie bei der Durch‐
führung von Modellversuchen besteht kein Anspruch auf Ermäßigung der Gebühr. 

(2) Die unterbliebene oder verzögerte Abfuhr wird so bald wie möglich nachgeholt. 

(3) Wird die Entsorgung ohne Nachleerung nachweislich länger als einen Monat unterbro‐
chen und haben die Entsorgungsbetriebe Lübeck die Unterbrechung zu vertreten, so wird 
die Gebühr für jeweils volle Kalendermonate erstattet. 

§ 23  
Selbstanlieferung von Abfällen 

(1) Überlassungspflichtige dürfen nur diejenigen Abfälle selbst abfahren und auf den Wert‐
stoffhöfen anliefern, die gelegentlich und über den normalen Umfang hinaus anfallen. 

(2) Der Transport von Abfällen gem. Abs. 1 hat in geschlossenen oder gegen Verlust der Ab‐
fälle in sonstiger Weise gesicherten Fahrzeugen zu erfolgen.  

(3) Für die Benutzung der Deponie und des Biomassewerks Niemark sowie der MBA gelten 
die Annahme‐ und Lieferbedingungen in der jeweils geltenden Fassung. 
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Dritter Abschnitt – 
Schlussbestimmungen 

§ 24  
Gebühren 

Für die Vorhaltung und Inanspruchnahme der Abfallwirtschaft erhebt die Hansestadt Lübeck 
Gebühren nach Maßgabe einer gesonderten Abfallgebührensatzung. 

§ 25  
Datenverarbeitung 

(1) Zum Zwecke der Erfüllung der Aufgaben nach den Bestimmungen dieser Satzung, des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes, des Elektro‐ und Elektronikgesetzes und des Batteriegeset‐
zes ist die Hansestadt Lübeck berechtigt, die erforderlichen personen‐ und betriebsbezo‐
genen Daten zu erheben und zu verarbeiten. Die Abfallerzeugerinnen und Abfallerzeuger 
und Abfallbesitzerinnen und Abfallbesitzer von Abfällen aus privaten Haushaltungen ha‐
ben unbeschadet § 7 die erforderlichen Auskünfte zu erteilen.  

(2) Folgende Daten sind ‐ nach Vorgabe des § 22 Abs. 1 Nr. 1 LAbfWG ‐ erforderlich im 
Sinne des Absatzes 1 und 3 sowie gem. § 4 Abs. 2 dieser Satzung: 
‐ Grundstückseigentümerin/Grundstückseigentümer 
‐ Inhaberinnen und Inhaber folgender Rechte:  
  Erbbaurecht, Wohnungseigentum, Wohnungserbbaurecht, Nießbrauch und sonstige 
  dingliche Grundstücksnutzungsrechte  
‐ Grundstücksgröße,  
‐ Bezeichnung im Grundbuch,  
‐ Anschrift  
‐ Gewerbeinhaberin/Gewerbeinhaber 
‐ Art des Gewerbebetriebes 

 
(3) Die erforderlichen Daten sind grundsätzlich bei den überlassungspflichtigen Erzeugerin‐

nen oder Erzeugern oder Besitzerinnen oder Besitzern von Abfällen zu erheben. Ist dies 
nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich, ist die Erhebung von Da‐
ten nach Abs. 2 gem. Art.6 Abs.1 e) i.V.m. Art.6 Abs.2 der EU‐Datenschutz‐
Grundverordnung (DSGVO) i.V.m. § 3 Abs.1 Landesdatenschutzgesetz des Landes Schles‐
wig‐Holstein (LDSG) auch ohne Kenntnis der oder des Überlassungspflichtigen nach § 22 
Abs. 2 Nr. 1 LAbfWG bei folgenden Stellen zulässig: 

1. Meldedateien der Meldebehörden 
2. Grundsteuerdateien des Bereiches Haushalt und Steuerung der Hansestadt Lübeck 
3. Grundbuch des Amtsgerichts Lübeck 
4. Unterlagen aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts 
5. Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde der Hansestadt Lübeck 
6. Liegenschaftskataster des Katasteramtes Lübeck 
7. dem Handelsregister 
8. der Gewerbedatei des Bereichs Melde‐ und Gewerbeangelegenheiten der Hansestadt 

Lübeck 
9. Online‐Erfassung über das Internet‐Portal der Entsorgungsbetriebe Lübeck 
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10. Digitale Datenaufnahme mit mobilen Endgeräten durch Mitarbeiterinnen oder Mitar‐
beiter vor Ort 

11. Sonstige Digitale Datenaufnahmen/Informationen der Entsorgungsbetriebe Lübeck 

(4) Die Entsorgungsbetriebe Lübeck sind befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abga‐
bepflichtigen und von Daten, die nach Abs. 1 bis 3 anfallen, ein Verzeichnis der Verpflich‐
teten zu führen und diese Daten zum Zwecke der Durchführung dieser Satzung zu ver‐
wenden und weiter zu verarbeiten. 

(5) Der Einsatz von elektronischer Datenverarbeitung ist zulässig. 

§ 26  
Zwangsmaßnahmen 

Verweigern Anschluss‐ und Überlassungspflichtige den Anschluss an die Abfallwirtschaft oder 
deren Benutzung, oder verletzen sie sonstige Pflichten nach dieser Satzung, so kann der Bür‐
germeister der Hansestadt Lübeck ‐ Entsorgungsbetriebe Lübeck ‐ die im Einzelfall erforderli‐
chen Maßnahmen zur Durchsetzung dieser Pflichten gem. § 62 KrWG anordnen. Für die An‐
wendung von Verwaltungszwang und Zwangsmittel gelten die §§ 228 ff. des Allgemeinen Ver‐
waltungsgesetzes für das Land Schleswig‐Holstein (Landesverwaltungsgesetz ‐ LVwG). 

§ 27  
Modellversuche 

Zur Weiterentwicklung der Kreislauf‐ und Abfallwirtschaft, insbesondere zur Förderung der 
Vermeidung, Verminderung und Verwertung von Abfällen und zur Erprobung neuer Metho‐
den oder Systeme zur Abfallsammlung, zum Abfalltransport, zur Abfallbehandlung oder ‐ent‐
sorgung kann die Hansestadt Lübeck – Entsorgungsbetriebe Lübeck ‐ Modellversuche mit ört‐
lich und zeitlich begrenzter Wirkung einführen. Mit der Durchführung der Modellversuche 
können auch Dritte beauftragt werden. 
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§ 28  
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 3 Abs. 2 unter Verstoß gegen die Annahme‐ und Lieferbedingungen Abfälle 
zur Deponie Niemark oder zur MBA bringt, 

2. entgegen § 3 Abs. 4 Satz 1 von der Entsorgung ausgeschlossene Abfälle in die bereit‐
gestellten Behälter einfüllt oder neben die bereitgestellten Behälter abstellt, 

3. entgegen § 3 Abs. 4 Satz 2 von der Entsorgung ausgeschlossene Abfälle zu den Entsor‐
gungseinrichtungen der Entsorgungsbetriebe Lübeck sowie auf Plätze und sonstige Flä‐
chen verbringt, 

4. entgegen § 3 Abs. 6 von der Entsorgung ausgeschlossene Abfälle mit anderen Abfällen 
vermischt oder solche Abfälle bzw. Abfallgemische der Einrichtung der öffentlichen 
Entsorgung überlässt, 

5. entgegen § 4 Abs. 1, oder § 5 Abs. 1 sich nicht an die öffentliche Abfallentsorgung an‐
schließt, insbesondere nicht die notwendigen Voraussetzungen für die satzungsge‐
mäße Gestellung und Vorhaltung von Abfallbehältern schafft, 

6. entgegen § 4 Abs. 4 oder Abs. 5 oder § 5 Abs. 2 i.V.m. § 4 Abs. 4 oder Abs. 5 die öffent‐
liche Abfallentsorgung nicht benutzt oder die Abfälle nicht den Entsorgungsbetrieben 
Lübeck überlässt, 

7. entgegen § 4 Abs. 6 eine Verpflichtung zur Vorbehandlung oder besonderen Art der 
Übergabe nicht erfüllt,  

8. entgegen § 7 Abs. 1 den Anfall von Abfällen nicht anzeigt oder die erforderlichen An‐
gaben macht, 

9. entgegen § 7 Abs. 2 die erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder die erforderlichen 
Nachweise nicht beibringt,  

10. entgegen § 7 Abs. 3 den Wechsel in der Person der oder des Anschlusspflichtigen nicht 
mitteilt, 

11. entgegen § 8 Abs. 2 das Aufstellen der notwendigen Abfallbehälter sowie das Betre‐
ten/Befahren des Grundstückes nicht duldet, 

12. entgegen § 8 Abs. 3 den Beauftragten der Hansestadt Lübeck oder deren beauftragten 
Dritten keinen ungehinderten Zutritt zu den Grundstücksteilen und ‐ anlagen, auf de‐
nen sich Abfälle oder Einrichtungen von abfallwirtschaftlicher Bedeutung befinden, ge‐
währt  

13. entgegen § 9 Abs. 2 Abfälle nicht nach Maßgabe dieser Satzung getrennt überlässt o‐
der Abfälle zur Verwertung mit Abfällen zur Beseitigung oder Abfälle, die getrennt zu 
überlassen sind, vermischt, 

14. entgegen § 11 Abs. 1 Hohlglas, Papier und Textilien nicht in die bereitgestellten und 
gekennzeichneten Sammelbehälter eingibt, insbesondere die Abfälle neben diesen ab‐
lagert oder die Sammelbehälter außerhalb der Zeit von 7.00 bis 20.00 Uhr sowie an 
Sonn‐ und Feiertagen benutzt, 

15. entgegen § 12 nicht zugelassene Abfallbehälter oder für eine bestimmte Abfallart nicht 
zugelassene Abfallbehälter nutzt, 

16. entgegen § 13 Abs. 3 keine Restabfallbehälter nutzt,  
17. entgegen § 14 Abs. 1 die Abfallbehälter nicht pfleglich behandelt oder nicht satzungs‐

gemäß befüllt oder Abfälle in den Behältern einstampft, einpresst, verdichtet, ein‐
schlämmt oder verbrennt, 
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18. entgegen § 14 Abs. 2 den zur Nutzung Berechtigten keinen ungehinderten Zugang zu 
den Behältern, so dass diese ordnungsgemäß genutzt werden können, ermöglicht, 

19. entgegen § 14 Abs. 3 die Abfallbehälter nicht bei Bedarf reinigt, 
20. entgegen § 15 Abs. 3 keinen ausreichend befestigten Standplatz und Transportweg für 

die Abfallbehälter vorhält, 
21. entgegen § 15 Abs. 4 zugelassene Behälter ohne Einwilligung der Entsorgungsbetriebe 

Lübeck in einem Keller aufstellt, 
22. entgegen § 15 Abs. 6 den Behälterstandplatz oder den Transportweg nicht in einem 

verkehrssicheren Zustand hält, 
23. entgegen § 17 Abs. 1 die Abfälle nicht satzungsgemäß zur Abfuhr bereitstellt, 
24. entgegen § 17 Abs. 6 die Müllpresscontainer/Abrollcontainer nicht mindestens einmal 

in 14 Tagen zum Abruf anmeldet, 
25. entgegen § 19 Abs. 7 Sperrgut oder Elektro‐ und Elektronikgeräte so bereitstellt, dass 

der Straßenverkehr, insbesondere Fußgänger, behindert oder gefährdet werden, 
26. entgegen § 20 Abs. 1, 2 und 3 außerhalb des angegebenen Ortes und der festgesetzten 

Zeit Baum‐ und Strauchschnitt oder Weihnachtsbäume ablagert, 
27. entgegen § 21 Abs. 3 angefallene Abfälle durchsucht oder wegnimmt, 
28. entgegen § 23 Abs. 2 Abfälle zu den Wertstoffhöfen in offenen oder gegen Verlust 

nicht gesicherten Fahrzeugen transportiert. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach dieser Satzung können mit einer Geldbuße von mindes‐

tens 5 Euro bis zu 1.000 Euro geahndet werden. 

§ 29  
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 

 
 
Lübeck, 02.12.2020 
Jan Lindenau 
Bürgermeister 
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  Anlage 1 zur Abfallwirtschaftssatzung 
 
Von der Entsorgung ausgeschlossene Abfälle 
(in Abstimmung mit dem Landesamt für Natur und Umwelt, als obere Abfallbehörde)  
   

01 03 04* E Säure bildende Aufbereitungsrückstände aus der Verarbeitung von 
sulfidischem Erz 

01 03 05* E andere Aufbereitungsrückstände, die gefährliche Stoffe enthalten 

01 03 07* E andere, gefährliche Stoffe enthaltende Abfälle aus der physikalischen 
und chemischen Verarbeitung von metallhaltigen Bodenschätzen 

01 04 07* E gefährliche Stoffe enthaltende Abfälle aus der physikalischen und che‐
mischen Weiterverarbeitung von nichtmetallhaltigen Bodenschätzen 

04 01 03* E Entfettungsabfälle, lösemittelhaltig, ohne flüssige Phase 
04 02 14* E Abfälle aus dem Finish, die organische Lösungsmittel enthalten 
04 02 16* E Farbstoffe und Pigmente, die gefährliche Stoffe enthalten 

04 02 19* E Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung, die gefährli‐
che Stoffe enthalten 

05 01 02* E Entsalzungsschlämme 
05 01 03* E Bodenschlämme aus Tanks 
05 01 04* E saure Alkylschlämme 
05 01 05* E verschüttetes Öl 
05 01 06* E ölhaltige Schlämme aus Betriebsvorgängen und Instandhaltung 
05 01 07* E Säureteere 
05 01 08* E andere Teere 

05 01 09* E Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung, die gefährli‐
che Stoffe enthalten 

05 01 11* E Abfälle aus der Brennstoffreinigung mit Basen 
05 01 12* E säurehaltige Öle 
05 01 15* E gebrauchte Filtertone 
05 06 01* E Säureteere 
05 06 03* E andere Teere 
05 07 01* E quecksilberhaltige Abfälle 
06 03 11* E feste Salze und Lösungen, die Cyanid enthalten 
06 03 13* E feste Salze und Lösungen, die Schwermetalle enthalten 
06 03 15* E Metalloxide, die Schwermetalle enthalten 
06 04 03* E arsenhaltige Abfälle 
06 04 04* E quecksilberhaltige Abfälle 
06 04 05* E Abfälle, die andere Schwermetalle enthalten 

06 05 02* E Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung, die gefährli‐
che Stoffe enthalten 

06 06 02* E Abfälle, die gefährliche Sulfide enthalten 
06 07 01* E asbesthaltige Abfälle aus der Elektrolyse 
06 07 02* E Aktivkohle aus der Chlorherstellung 
06 07 03* E quecksilberhaltige Bariumsulfatschlämme 
06 07 04* E Lösungen und Säuren, z.B. Kontaktsäure 
06 09 03* E Reaktionsabfälle auf Kalziumbasis, die gefährliche Stoffe enthalten 
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06 10 02* E Abfälle, die gefährliche Stoffe enthalten 

06 13 01* E anorganische Pflanzenschutzmittel, Holzschutzmittel und andere Bio‐
zide 

07 01 01* E wässrige Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 01 03* E halogenorganische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 01 04* E andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 01 07* E halogenierte Reaktions‐ und Destillationsrückstände 
07 01 08* E andere Reaktions‐ und Destillationsrückstände 
07 01 09* E halogenierte Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 
07 01 10* E andere Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 

07 01 11* E Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung, die gefährli‐
che Stoffe enthalten 

07 02 01* E wässrige Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 02 03* E halogenorganische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 02 04* E andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 02 07* E halogenierte Reaktions‐ und Destillationsrückstände 
07 02 08* E andere Reaktions‐ und Destillationsrückstände 
07 02 09* E halogenierte Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 
07 02 10* E andere Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 

07 02 11* E Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung, die gefährli‐
che Stoffe enthalten 

07 02 14* E Abfälle von Zusatzstoffen, die gefährliche Stoffe enthalten 
07 03 01* E wässrige Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 03 03* E halogenorganische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 03 04* E andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 03 07* E halogenierte Reaktions‐ und Destillationsrückstände 
07 03 08* E andere Reaktions‐ und Destillationsrückstände 
07 03 09* E halogenierte Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 
07 03 10* E andere Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 

07 03 11* E Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung, die gefährli‐
che Stoffe enthalten 

07 04 01* E wässrige Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 04 03* E halogenorganische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 04 04* E andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 04 07* E halogenierte Reaktions‐ und Destillationsrückstände 
07 04 08* E andere Reaktions‐ und Destillationsrückstände 
07 04 09* E Halogenierte Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 
07 04 10* E andere Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 

07 04 11* E Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung, die gefährli‐
che Stoffe enthalten 

07 04 13* E feste Abfälle, die gefährliche Stoffe enthalten 
07 05 01* E wässrige Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 05 03* E halogenorganische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 05 04* E andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 05 07* E Halogenierte Reaktions‐ und Destillationsrückstände 
07 05 08* E andere Reaktions‐ und Destillationsrückstände 
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07 05 09* E halogenierte Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 
07 05 10* E andere Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 

07 05 11* E Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung, die gefährli‐
che Stoffe enthalten 

07 05 13* E feste Abfälle, die gefährliche Stoffe enthalten 
07 06 01* E wässrige Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 06 03* E halogenorganische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 06 04* E andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 06 07* E halogenierte Reaktions‐ und Destillationsrückstände 
07 06 08* E andere Reaktions‐ und Destillationsrückstände 
07 06 09* E halogenierte Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 
07 06 10* E andere Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 

07 06 11* E Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung, die gefährli‐
che Stoffe enthalten 

07 07 01* E wässrige Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 07 03* E halogenorganische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 07 04* E andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen 
07 07 07* E halogenierte Reaktions‐ und Destillationsrückstände 
07 07 08* E andere Reaktions‐ und Destillationsrückstände 
07 07 09* E halogenierte Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 
07 07 10* E andere Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 

07 07 11* E Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung, die gefährli‐
che Stoffe enthalten 

10 01 20* E Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung, die gefährli‐
che Stoffe enthalten 

10 02 07* E feste Abfälle aus der Abgasbehandlung, die gefährliche Stoffe enthal‐
ten 

10 02 13* E Schlämme und Filterkuchen aus der Abgasbehandlung, die gefährliche 
Stoffe enthalten 

10 03 04* E Schlacken aus der Erstschmelze 
10 03 08* E Salzschlacken aus der Zweitschmelze 
10 03 09* E schwarze Krätzen aus der Zweitschmelze 

10 03 15* E Abschaum, der entzündlich ist oder in Kontakt mit Wasser entzündli‐
che Gase in gefährlicher Menge abgibt 

10 03 17* E Teerhaltige Abfälle aus der Anodenherstellung 
10 03 19* E Filterstaub, der gefährliche Stoffe enthält 

10 03 21* E andere Teilchen und Staub (einschließlich Kugelmühlenstaub), die ge‐
fährliche Stoffe enthalten 

10 03 23* E feste Abfälle aus der Abgasbehandlung, die gefährliche Stoffe enthal‐
ten 

10 03 25* E Schlämme und Filterkuchen aus der Abgasbehandlung, die gefährliche 
Stoffe enthalten 

10 03 27* E ölhaltige Abfälle aus der Kühlwasserbehandlung 

10 03 29* E gefährliche Stoffe enthaltende Abfälle aus der Behandlung von Salz‐
schlacken und schwarzen Krätzen 

10 04 01* E Schlacken (Erst‐ und Zweitschmelze) 
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10 04 02* E Krätzen und Abschaum (Erst‐ und Zweitschmelze) 
10 04 03* E Calciumarsenat 
10 04 04* E Filterstaub 
10 04 05* E andere Teilchen und Staub 
10 04 06* E feste Abfälle aus der Abgasbehandlung 
10 04 07* E Schlämme und Filterkuchen aus der Abgasbehandlung 
10 05 03* E Filterstaub 
10 05 05* E feste Abfälle aus der Abgasbehandlung 
10 05 06* E Schlämme und Filterkuchen aus der Abgasbehandlung 
10 05 08* E ölhaltige Abfälle aus der Kühlwasserbehandlung 

10 05 10* E Krätzen und Abschaum, die entzündlich sind oder in Kontakt mit Was‐
ser entzündliche Gase in gefährlicher Menge abgeben 

10 06 03* E Filterstaub 
10 06 06* E feste Abfälle aus der Abgasbehandlung 
10 06 07* E Schlämme und Filterkuchen aus der Abgasbehandlung 
10 06 09* E ölhaltige Abfälle aus der Kühlwasserbehandlung 
10 07 07* E ölhaltige Abfälle aus der Kühlwasserbehandlung 
10 08 08 E Salzschlacken (Erst‐ und Zweitschmelze) 

10 08 10* E Krätzen und Abschaum, die entzündlich sind oder in Kontakt mit Was‐
ser entzündliche Gase in gefährlicher Menge abgeben 

10 08 12* E Teerhaltige Abfälle aus der Anodenherstellung  
10 08 15* E Filterstaub, der gefährliche Stoffe enthält 

10 08 17* E Schlämme und Filterkuchen aus der Abgasbehandlung, die gefährliche 
Stoffe enthalten 

10 08 19* E ölhaltige Abfälle aus der Kühlwasserbehandlung 

10 09 05* E gefährliche Stoffe enthaltende Gießformen und ‐sande vor dem Gie‐
ßen 

10 09 09* E Filterstaub, der gefährliche Stoffe enthält 
10 09 11* E andere Teilchen, die gefährliche Stoffe enthalten 
10 09 13* E Abfälle von Bindemitteln, die gefährliche Stoffe enthalten 

10 09 15* E Abfälle aus rissanzeigenden Substanzen, die gefährliche Stoffe enthal‐
ten 

10 10 09* E Filterstaub, der gefährliche Stoffe enthält 
10 10 11* E andere Teilchen, die gefährliche Stoffe enthalten 
10 10 13* E Abfälle von Bindemitteln, die gefährliche Stoffe enthalten 
10 11 09* E Gemengeabfall mit gefährlichen Stoffen vor dem Schmelzen 

10 11 11* E Glasabfall in kleinen Teilchen und Glasstaub, die Schwermetalle ent‐
halten (z.B. aus Elektronenstrahlröhren) 

10 11 13* E Glaspolier‐ und Glasschleifschlämme, die gefährliche Stoffe enthalten 

10 11 15* E feste Abfälle aus der Abgasbehandlung, die gefährliche Stoffe enthal‐
ten 

10 11 17* E Schlämme und Filterkuchen aus der Abgasbehandlung, die gefährliche 
Stoffe enthalten 

10 11 19* E feste Abfälle aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung, die ge‐
fährliche Stoffe enthalten 
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10 12 09* E feste Abfälle aus der Abgasbehandlung, die gefährliche Stoffe enthal‐
ten 

10 13 12* E feste Abfälle aus der Abgasbehandlung, die gefährliche Stoffe enthal‐
ten 

10 14 01* E quecksilberhaltige Abfälle aus der Gasreinigung 
11 01 05* E saure Beizlösungen 
11 01 08* E Phosphatierschlämme 
11 01 09* E Schlämme und Filterkuchen, die gefährliche Stoffe enthalten 
11 01 11* E wässrige Spülflüssigkeiten, die gefährliche Stoffe enthalten 
11 01 13* E Abfälle aus der Entfettung, die gefährliche Stoffe enthalten 

11 01 15* E Eluate und Schlämme aus Membransystemen oder Ionenaustausch‐
systemen, die gefährliche Stoffe enthalten 

11 01 16* E gesättigte oder verbrauchte Ionenaustauscherharze 
11 01 98* E andere Abfälle, die gefährliche Stoffe enthalten 

11 02 02* E Schlämme aus der Zink‐Hydrometallurgie (einschließlich Jarosit, Goe‐
thit) 

11 02 05* E Abfälle aus Prozessen der Kupfer‐Hydrometallurgie, die gefährliche 
Stoffe enthalten 

11 02 07* E andere Abfälle, die gefährliche Stoffe enthalten 
11 03 01* E cyanidhaltige Abfälle 
11 03 02* E andere Abfälle 
11 05 03* E feste Abfälle aus der Abgasbehandlung 
11 05 04* E gebrauchte Flussmittel 
12 03 01* E wässrige Waschflüssigkeiten 
12 03 02* E Abfälle aus der Dampfentfettung 
16 01 03 E Altreifen zerkleinert 
16 01 08* E quecksilberhaltige Bestandteile 
16 01 10* E explosive Bauteile (z.B. aus Airbags) 
16 03 03* E anorganische Abfälle, die gefährliche Stoffe enthalten 
16 03 05* E organische Abfälle, die gefährliche Stoffe enthalten 
16 04 01* E Munition 
16 04 02* E Feuerwerkskörperabfälle 
16 04 03* E andere Explosivabfälle 

16 05 04* E gefährliche Stoffe enthaltende Gase in Druckbehältern (einschließlich 
Halonen) 

16 08 02* E gebrauchte Katalysatoren, die gefährliche Übergangsmetalle  oder de‐
ren Verbindungen enthalten 

16 08 05* E gebrauchte Katalysatoren, die Phosphorsäure enthalten 
16 08 06* E gebrauchte Flüssigkeiten, die als Katalysatoren verwendet wurden 

16 08 07* E gebrauchte Katalysatoren, die durch gefährliche Stoffe verunreinigt 
sind 

17 06 03* E anderes Dämmmaterial, das aus gefährlichen Stoffen besteht oder 
solche Stoffe enthält, soweit dies nicht deponiefähig ist 

18 01 03* E Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventi‐
ver Sicht besondere Anforderungen gestellt werden 
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18 01 04 E 
Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventi‐
ver Sicht keine besondere Anforderungen gestellt werden (z. B. 
Wund‐ und Gipsverbände, Wäsche, Einwegkleidung, Windeln) 

18 01 10* E Amalgamabfälle aus der Zahnmedizin 

18 02 02* E Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventi‐
ver Sicht besondere Anforderungen gestellt werden 

18 02 03 E Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventi‐
ver Sicht keine besonderen Anforderungen gestellt werden 

19 01 17* E Pyrolyseabfälle, die gefährliche Stoffe enthalten 
19 11 01* E gebrauchte Filtertone 
19 11 02* E Säureteere 
19 11 03* E wässrige flüssige Abfälle 

19 11 05* E Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung, die gefährli‐
che Stoffe enthalten 

19 12 11* E sonstige Abfälle (einschließlich Materialmischungen) aus der mechani‐
schen Behandlung von Abfällen, die gefährliche Stoffe enthalten 
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Anlage 2 zur Abfallwirtschaftssatzung 
 
Ermittlung und Feststellung der gemäß § 13 Abfallwirtschaftssatzung zu verwendenden Ein‐
wohnergleichwerte (EGW)  
 
1. Einwohnergleichwerte (EGW):  
 

Unternehmen / Institution Je Bett / Be-
schäftigten  

EGW 

1. Krankenhäuser, Kliniken u. ä. Einrichtungen  je Bett 0,25 

2. öffentl. Verwaltungen, Geldinstitute, Verbände, Krankenkas‐ 
    sen, Versicherungen, selbstständig Tätige der freien Berufe, 
    selbstständige Handels‐, Industrie‐ und Versicherungsvertreter 

je 3 Beschätigte 1 

3. Speisewirtschaften, Imbissstuben je Beschäftigten 4 

4. Gaststättenbetriebe, dir nur als Schankwirtschaft konzessio‐ 
    niert sind, Eisdielen 

je Beschäftigten 2 

5. Beherbergungsbetriebe je 4 Betten 1 

6. Lebensmitteleinzel‐ u. Großhandel je Beschäftigten 2 

7. sonstiger Einzel‐ u. Großhandel je Beschäftigten 0,5 

8. Industrie, Handwerk u. übrige Gewerbe  je Beschäftigten 0,5 

9. Bereiche, die nicht unter die Ziffern 1 bis 8 fallen. Richtet sich nach der tat‐
sächlichen Nutzung der Ein‐
richtung 

2. Die Summe der Einwohnergleichwerte wird bei Teilwerten auf den vollen Einwohner‐
gleichwert aufgerundet. 
3. Beschäftigte im Sinne Ziffer 1 der Anlage 4 sind alle in einem Betrieb Tätige (z.B. Arbeit‐
nehmer, Unternehmer, mithelfende Familienangehörige, Auszubildende) einschließlich Zeit‐
arbeitskräfte. Beschäftigte im Sinne Ziffer 1 der Anlage 4 sind die Personen, die regelmäßig 
und überwiegend ihre Tätigkeit auf dem an die Abfallentsorgung angeschlossenen Grund‐
stück ausüben. Beschäftigte, die weniger als die Hälfte der branchenüblichen Arbeitszeit be‐
schäftigt sind, werden bei der Veranlagung zu einem Viertel berücksichtigt. 
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